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Artikel 3

Überprüfung der Auswirkungen des Gesetzes

Die Auswirkungen dieses Gesetzes werden nach einem 
Erfahrungszeitraum von fünf Jahren durch die Landesre-
gierung unter Mitwirkung der kommunalen Spitzenver-
bände, der oder des Landesbeauftragten für den Daten-
schutz, der oder des Landesbeauftragten für die Informa-
tionsfreiheit und gegebenenfalls weiterer sachverständi-
ger Personen überprüft. Die Landesregierung unterrich-
tet den Landtag über das Ergebnis der Evaluierung.

Artikel 4

Inkrafttreten

Artikel 1 § 11 tritt drei Monate nach seiner Verkündung 
in Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz am Tag nach 
seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 17. Dezember 2015

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Gall Untersteller

 Stoch Bonde

 Stickelberger Bauer

 Hermann Altpeter

  Öney

Gesetz zur Stärkung der sektoren-
übergreifenden Zusammenarbeit und  
der Vernetzung aller Beteiligten des 

Gesundheitswesens in Baden-Württemberg 
und zur Änderung anderer Gesetze

Vom 17. Dezember 2015 

Der Landtag hat am 16. Dezember 2015 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz zur Stärkung der sektorenübergreifenden  
Zusammenarbeit und der Vernetzung aller Beteiligten 

des Gesundheitswesens in Baden-Württemberg  
(Landesgesundheitsgesetz – LGG)

2.  Organisations- und Aktenpläne ohne Angabe perso-
nenbezogener Daten im Sinne des § 3 Absatz 1 LDSG,

3.  Informationen über die Voraussetzungen des An-
spruchs aus § 1 Absatz 2 und das Verfahren, insbe-
sondere elektronische Antragstellung und entspre-
chende Kontaktinformationen, 

4.  Informationen über die Initiativen und das Abstim-
mungsverhalten der Landesregierung im Bundesrat,

5.  Geodaten nach Maßgabe des Landesgeodatenzugangs-
gesetzes,

6.  nach Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassene oder ge-
änderte Verwaltungsvorschriften,

7.  nach Inkrafttreten dieses Gesetzes veröffentlichte Be-
richte, Broschüren, Listen, Pläne, Pressemeldungen 
und Statistiken,

8.  nach Inkrafttreten dieses Gesetzes in öffentlicher Sit-
zung gefasste Beschlüsse sowie

9.  wesentliche Unternehmensdaten von Beteiligungen 
des Landes an privatrechtlichen Unternehmen.

(2) Durch Rechtsverordnung kann die Landesregierung 
weitere zur Veröffentlichung geeignete amtliche Infor-
mationen bestimmen, ein Informationsregister einrich-
ten sowie Einzelheiten in Bezug auf Betrieb und Nut-
zung des Registers festlegen.

§ 12

Landesbeauftragte oder Landesbeauftragter  
für die Informationsfreiheit

(1) Die Aufgabe der oder des Landesbeauftragten für die 
Informationsfreiheit wird von der oder dem Landesbe-
auftragten für den Datenschutz wahrgenommen.

(2) Antragsberechtigte, betroffene Personen und infor-
mationspflichtige Stellen können die Landesbeauftragte 
oder den Landesbeauftragten für die Informationsfrei-
heit anrufen und sich über sie selbst betreffende Rechte 
und Pflichten nach diesem Gesetz beraten lassen.

(3) Die Bestimmungen des Landesdatenschutzgesetzes 
über die Rechtsstellung (§ 26 Absatz 2 bis 4), über die 
Kontrollaufgaben (§ 28 Absatz 1), über die Pflicht zur 
Unterstützung (§ 29), über die Mitteilung des Ergebnisses 
der Kontrolle, Beanstandungen (§ 30) sowie über weitere 
Aufgaben gemäß § 31 Absatz 2 bis 4 gelten entsprechend.

Artikel 2

Änderung des Landesarchivgesetzes

In § 6 Absatz 1 des Landesarchivgesetzes vom 27. Juli 
1987 (GBl. S. 230), das zuletzt durch Artikel 3 des Ge-
setzes vom 29. Juli 2014 (GBl. S. 378, 379) geändert 
worden ist, werden die Wörter » , der ein berechtigtes 
Interesse glaubhaft macht,« gestrichen.
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sundheitsförderung und Prävention sowie der medizi-
nischen und pflegerischen Versorgung.

§ 3

Maßnahmen zur Verwirklichung der Chancengleichheit 
zwischen Männern und Frauen

Bei der Besetzung der in diesem Gesetz geregelten Gre-
mien des Landes wird eine paritätische Besetzung ange-
strebt. § 13 des Chancengleichheitsgesetzes ist zu be-
achten.

§ 4 

Landesgesundheitskonferenz

(1) Zur Weiterentwicklung des Gesundheitswesens in 
Baden-Württemberg mit dem Ziel der Koordinierung, 
Erarbeitung gemeinsamer Stellungnahmen sowie Ab-
gabe von Empfehlungen beruft das für das Gesundheits-
wesen zuständige Ministerium unter Vorsitz der zuständi-
gen Mi nis terin oder des zuständigen Ministers wenigs-
tens einmal jährlich eine Landesgesundheitskonferenz 
ein.

(2) Der Landesgesundheitskonferenz gehören als stän-
dige Mitglieder insbesondere Vertretungen

1. der Leistungserbringer und Kostenträger, 

2.  der Heilberufekammern (Landesärztekammer, Lan-
deszahnärztekammer, Landespsychotherapeutenkam-
mer, Landesapothekerkammer),

3. der Wissenschaft, 

4. der kommunalen Landesverbände, 

5. der Kommunalen Gesundheitskonferenzen, 

6. des Öffentlichen Gesundheitsdiensts, 

7.  der Berufsverbände der Gesundheits- und Pflegeberu-
fe, der Gewerkschaften,

8. der Arbeitgeberverbände sowie

9.  der Bürgerinnen und Bürger sowie der in Baden-Würt-
temberg für die Wahrnehmung der Interessen von Pa-
tientinnen und Patienten und der Selbsthilfe chronisch 
kranker und behinderter Menschen maßgeblichen Or-
ganisationen im Sinne von § 140 f SGB V

an. Weitere Mitglieder können themenbezogen berufen 
werden. Jedes ständige Mitglied besitzt Initiativ- und 
Stimmrecht.

(3) Die Landesgesundheitskonferenz soll sich der Fach-
expertise der jeweiligen gesundheitspolitischen Fachgre-
mien im Zuständigkeitsbereich des für das Gesundheits-
wesen zuständigen Ministeriums bedienen, insbesondere 

1.  des Sektorenübergreifenden Landesausschusses nach 
§ 6,

§ 1

Gesetzeszweck

(1) Zweck dieses Gesetzes ist, durch eine stärkere Ver-
netzung an den Schnittstellen der ambulanten und statio-
nären Versorgung, eine verstärkte Patientenorientierung 
und Bürgerbeteiligung sowie eine stärkere Regionalisie-
rung eine bedarfsgerechte, qualitativ hochwertige ge-
sundheitliche Versorgung zu gewährleisten. Dabei stehen 
Gesundheitsförderung und Prävention gleich berechtigt 
neben medizinischer Versorgung (Kuration und Rehabi-
litation) sowie Pflege. Das Land gibt sich unter Feder-
führung des für das Gesundheitswesen zuständigen Mi-
nisteriums und unter Einbeziehung der beteiligten Ak-
teure ein Gesundheitsleitbild, das einen Orientierungs-
rahmen für die Gesundheitspolitik des Landes darstellt.

(2) Bundesrechtliche und landesrechtliche Regelungen 
bleiben unberührt, soweit sie eine abschließende Rege-
lung treffen.

§ 2

Beteiligung, Gesundheitsdialog

(1) Bürgerinnen und Bürger, Patientinnen und Patienten 
sowie weitere Betroffene sollen im Regelungsbereich 
dieses Gesetzes auf allen Ebenen frühzeitig informiert, 
vernetzt und beteiligt werden. 

(2) Vertretungen ärztlicher und nichtärztlicher Berufe im 
Gesundheitswesen sowie der Pflegeberufe sollen im Re-
gelungsbereich dieses Gesetzes auf allen Ebenen früh-
zeitig informiert, vernetzt und beteiligt werden.

(3) Eine Beteiligung erfolgt insbesondere bei:

1.  der Erarbeitung und Fortschreibung des Gesundheits-
leitbilds, 

2.  der Erarbeitung und Fortschreibung von Gesundheits-
zielen,

3.  Planungen der medizinischen und pflegerischen Ver-
sorgung, die einen wesentlichen Einfluss auf die Ge-
sundheitsversorgung haben,

4.  der Erarbeitung von Konzepten zur Gesundheitsför-
derung und Prävention.

(4) Bürgerinnen und Bürger, Patientinnen und Patienten 
sowie Expertinnen und Experten werden an der Weiter-
entwicklung des Gesundheitswesens in Baden-Württem-
berg im Rahmen von Gesundheitsdialogen sowohl auf 
Landes- als auch auf kommunaler Ebene beteiligt. Der 
Gesundheitsdialog umfasst Fach- und Bürgerdialoge: 

1.  Fachdialoge werden zu spezifischen und strategischen 
Fragestellungen der Gesundheitspolitik mit Verant-
wortlichen sowie Expertinnen und Experten in spe-
ziellen Fachgremien und Konferenzen durchgeführt. 

2.  Bürgerdialoge beteiligen Bürgerinnen und Bürger 
sowie Patientinnen und Patienten zu Fragen der Ge-
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heitspolitischen Gremien des Landes eingebracht wer-
den. Diese sollen sich in angemessener Frist mit den 
Empfehlungen befassen.

(4) Die Kommunale Gesundheitskonferenz setzt sich 
insbesondere aus delegierten Vertretungen der örtlichen 
Institutionen und Einrichtungen aus Gesundheitsförde-
rung und Prävention, der medizinischen Versorgung, der 
Pflege, der Selbsthilfe, des Patientenschutzes, der oder 
des kommunalen Behindertenbeauftragten, der oder des 
kommunalen Suchtbeauftragten und weiteren Institutio-
nen des Sozialbereichs, die Berührungspunkte mit dem 
zu beratenden Thema haben, zusammen. Themenspezifi-
sche Netzwerke werden in den Kommunalen Gesund-
heitskonferenzen beteiligt. Bürgerinnen und Bürger kön-
nen an der Beratung gesundheitspolitischer Fragestellun-
gen mit örtlichem Bezug beteiligt werden.

(5) Die Kommunale Gesundheitskonferenz kann im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit und in Abstimmung mit den 
kommunalen Entscheidungsträgern Gesundheitsdialoge 
(§ 2 Absatz 4) durchführen. Empfehlungen können erar-
beitet und den kommunalen Entscheidungsträgern zuge-
leitet werden. 

(6) Die Leitung der Kommunalen Gesundheitskonferen-
zen soll der Landrätin oder dem Landrat beziehungs-
weise der Oberbürgermeisterin oder dem Oberbürger-
meister obliegen. Die Land- und Stadtkreise gemäß Ab-
satz 1 Satz 1 richten eine Geschäftsstelle ein.

(7) Das Land gewährt den Land- und Stadtkreisen für die 
Einrichtung und Durchführung von kommunalen Ge-
sundheitskonferenzen nach diesem Gesetz einen finan-
ziellen Ausgleich. Näheres regelt eine Vereinbarung zwi-
schen dem Land, dem Landkreistag und dem Städtetag, 
die bis zum 31. Dezember 2016 abzuschließen ist.

§ 6 

Sektorenübergreifender Landesausschuss

(1) In Baden-Württemberg tagt als gemeinsames Gremi-
um nach § 90 a des Fünften Buchs Sozialgesetzbuch 
(SGB V) der Sektorenübergreifende Landesausschuss. 

(2) Der Sektorenübergreifende Landesausschuss kann 
Empfehlungen zur gesundheitlichen Versorgung und Ent-
wicklung medizinischer Versorgungsstrukturen und ins-
besondere zu sektorenübergreifenden Versorgungsfragen 
abgeben. Ihm ist Gelegenheit zu geben, zu der Aufstel-
lung und Anpassung der Bedarfspläne nach § 99 Absatz 1 
SGB V und zu den von den Landesausschüssen der Ärzte 
und Krankenkassen zu treffenden Entscheidungen nach  
§ 99 Absatz 2, § 100 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 sowie  
§ 103 Absatz 1 Satz 1 SGB V Stellung zu nehmen. 

(3) Dem Sektorenübergreifenden Landesausschuss ge-
hören als Mitglieder mit Stimmrecht an: Vertretungen

1.  des für das Gesundheitswesen zuständigen Ministeri-
ums (3 Stimmen),

2.  des Landeskrankenhausausschusses nach § 9 des Lan-
deskrankenhausgesetzes Baden-Württemberg (LKHG),

3.  des Landespflegeausschusses nach § 2 des Landes-
pflegegesetzes (LPflG), 

4.  des Landesarbeitskreises Psychiatrie nach § 11 des 
Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes (PsychKHG),

5.  des Landesausschusses für Gesundheitsförderung und 
Prävention (§ 8) und

6.  des Landesbeirats für die Belange von Menschen mit 
Behinderungen nach § 16 des Landesbehinderten-
gleichstellungsgesetzes (L-BGG).

Sie kann bei ihr eingehende Anfragen, Stellung nahmen 
und Empfehlungen an die entsprechenden Fachgremien 
zur Befassung weiterleiten und Stellungnahmen einholen. 
Die Landesgesundheitskonferenz kann im Rahmen ihres 
Auftrags Bürgerinnen und Bürger sowie Patientinnen und 
Patienten beteiligen.

(4) Die Landesgesundheitskonferenz umfasst auch einen 
öffentlichen Teil. Sie kann außerdem in Abstimmung 
mit dem für das Gesundheitswesen zuständigen Ministe-
rium Gesundheitsdialoge (§ 2) durchführen. Im Rahmen 
des öffentlichen Teils und des Gesundheitsdialogs kön-
nen Empfehlungen erarbeitet und in die Landesgesund-
heitskonferenz zur Befassung und Beschlussfassung ein-
gebracht werden. 

(5) Die Landesgesundheitskonferenz gibt sich eine Ge-
schäftsordnung.

(6) Bei dem für das Gesundheitswesen zuständigen Mi-
nisterium wird eine Geschäftsstelle für die Koordination 
und Durchführung der Landesgesundheitskonferenz ein-
gerichtet.

§ 5 

Kommunale Gesundheitskonferenzen

(1) Die Land- und Stadtkreise mit einem Gesundheitsamt 
nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 des Gesundheitsdienstge-
setzes richten im jeweiligen örtlichen Zuständigkeitsbe-
reich des Gesundheitsamts Kommunale Gesundheits-
konferenzen zur Beratung, Koordinierung und Vernet-
zung von Fragen der Gesundheitsförderung und Präven-
tion, der medizinischen Versorgung, der Pflege und der 
Rehabilitation mit örtlichem Bezug ein. Stadtkreisen ohne 
eigenes Gesundheitsamt steht es abweichend von Satz 1 
frei, eine eigene Kommunale Gesundheitskonferenz ein-
zurichten. Kommunale Gesundheitskonferenzen können 
auch kreisübergreifend eingerichtet werden.

(2) Die Kommunale Gesundheitskonferenz entwickelt 
Ziele für die Bereiche Gesundheitsförderung, Präven-
tion, medizinische Versorgung sowie Pflege mit ört-
lichem Bezug. Bei Bedarf gibt sie Empfehlungen. 

(3) Erarbeitete Empfehlungen können von der Kommu-
nalen Gesundheitskonferenz in die zuständigen gesund-
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ausschuss nach § 90 Absatz 4 Satz 2 und 3 SGB V 
nach vorheriger Anhörung der kommunalen Landes-
verbände ausüben.

§ 8

Landesausschuss für Gesundheitsförderung  
und Prävention

(1) Der Landesausschuss für Gesundheitsförderung und 
Prävention befasst sich mit landesweiten Strategien und 
Programmen zur Gesundheitsförderung und Prävention 
und erarbeitet entsprechende Empfehlungen. Er orien-
tiert sich am Gesundheitsleitbild (§ 1 Absatz 1 Satz 3) 
und an der jeweils aktuellen Landesrahmenvereinbarung 
gemäß § 20 f Absatz 1 Satz 1 SGB V und begleitet die 
Umsetzung der Landesrahmenvereinbarung.

(2) Dem Landesausschuss für Gesundheitsförderung und 
Prävention gehören als ständige Mitglieder insbesondere 
Vertretungen

 1. der fachlich berührten Ministerien,

 2. der kommunalen Landesverbände,

 3.  der Sozialversicherungsträger (Krankenkassen, 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Bundesagentur für Arbeit, Unfallkasse Baden-Würt-
temberg),

 4.  der Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen Ver-
einigung Baden-Württemberg,

 5.  der Landesärztekammer, Landeszahnärztekammer, der 
Landespsychotherapeutenkammer und der Landes-
apothekerkammer,

 6. der Krankenhausgesellschaft Baden-Württemberg,

 7. des Öffentlichen Gesundheitsdiensts,

 8. der Kommunalen Gesundheitskonferenzen,

 9. der Berufsverbände der Pflegeberufe,

10. der Trägerverbände der Pflegeeinrichtungen, 

11. der Arbeitgeberverbände,

12. der Sozialverbände,

13.  der medizinisch-therapeutischen Berufe/Heilmittel-
erbringer,

14. der Hochschulen,

15. des Volkshochschulverbandes Baden-Württemberg,

16. des Landessportverbandes Baden-Württemberg,

17. der Liga der freien Wohlfahrtspflege,

18.  der maßgeblichen Organisationen behinderter Men-
schen,

19.  der in Baden-Württemberg für die Wahrnehmung 
der Interessen von Patientinnen und Patienten und 
der Selbsthilfe chronisch kranker und behinderter 

2.  der Kassenärztlichen Vereinigung Baden-Württem-
berg (2 Stimmen),

3.  der Kassenzahnärztlichen Vereinigung Baden-Würt-
temberg (2 Stimmen),

4.  der Landesverbände der Krankenkassen und Ersatz-
kassen, namentlich 

 a) der AOK Baden-Württemberg (3 Stimmen),

 b) der Betriebskrankenkassen (1 Stimme),

 c) der Ersatzkassen (3 Stimmen),

 d) der Innungskrankenkassen (1 Stimme),

 e)  der Landwirtschaftlichen Krankenkasse (1 Stimme),

 f) der Knappschaft (1 Stimme),

5.  der Krankenhausgesellschaft Baden-Württemberg  
(2 Stimmen),

6.  der kommunalen Landesverbände (3 Stimmen), 

7.  der Landesärztekammer, der Landeszahnärztekam-
mer, der Landespsychotherapeutenkammer und der 
Landesapothekerkammer (4 Stimmen),

8. der Verbände der Pflegeberufe (1 Stimme) sowie

9.  der in Baden-Württemberg für die Wahrnehmung der 
Interessen von Patientinnen und Patienten und der 
Selbsthilfe chronisch kranker und behinderter Men-
schen maßgeblichen Organisationen im Sinne von  
§ 140 f SGB V (2 Stimmen).

Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Institutionen und Or-
ganisationen benennen pro Stimme jeweils eine sach-
kundige Person. Auf Vorschlag der Person, die den Vor-
sitz führt, kann der Sektorenübergreifende Landesaus-
schuss zur Wahrnehmung seiner Aufgaben weitere Betei-
ligte oder Sachverständige ohne Stimmrecht hinzuziehen.

(4) Der Sektorenübergreifende Landesausschuss berät in 
nichtöffentlicher Sitzung. Er entscheidet durch Be-
schluss. Er ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner 
Mitglieder anwesend ist. Die Beschlussfassung erfolgt 
durch die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder.

(5) Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministe-
rium führt den Vorsitz und richtet eine Geschäftsstelle 
für die Koordination und Durchführung der Sitzungen 
des Sektorenübergreifenden Landesausschusses ein. Der 
Sektorenübergreifende Landesausschuss gibt sich in der 
Zusammensetzung der Mitglieder nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 bis 9 eine Geschäftsordnung. Die Beschluss-
fassung zur Geschäftsordnung ergeht einstimmig.

§ 7

Mitwirkung der kommunalen Landesverbände

Soweit es um die Feststellung einer ärztlichen Unter-
versorgung nach § 100 Absatz 1 Satz 1 SGB V geht, 
soll das Land seine Mitwirkungsbefugnisse im Landes-
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Artikel 2

Änderung des Landeskrankenhausgesetzes  
Baden-Württemberg

§ 9 des Landeskrankenhausgesetzes Baden-Württem-
berg in der Fassung vom 29. November 2007 (GBl. 
2008 Seite 13), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 2. Juli 2013 (GBl. Seite 157, 158) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 4 werden vor dem Wort »und« die Wör-
ter » , die Landespsychotherapeutenkammer Baden-
Württemberg« eingefügt.

 b)  In Nummer 7 wird der Punkt durch ein Komma er-
setzt.

 c) Es werden folgende Nummern 8 und 9 angefügt:

  »8.  die Organisationen für die Wahrnehmung der 
Interessen der Patienten und der Selbsthilfe 
chronisch kranker und behinderter Menschen 
mit zwei Vertretern,

    9.  die Landesverbände der Gewerkschaften der 
Gesundheitsberufe mit zwei Vertretern.«

2. Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

  »Die auf Landesebene für die Wahrnehmung der Inte-
ressen der Patienten und der Selbsthilfe chronisch 
kranker und behinderter Menschen maßgeblichen Or-
ganisationen benennen dem Ministerium die Patien-
tenvertreter sowie deren Stellvertreter.«

Artikel 3

Änderung des Landespflegegesetzes

§ 2 des Landespflegegesetzes vom 11. September 1995 
(GBl. Seite 665), das zuletzt durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 15. Juni 2010 (GBl. Seite 427) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:

1. Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 a)  Im ersten Satzteil werden die Wörter »von den an 
der pflegerischen Versorgung Beteiligten« gestri-
chen.

 b)  In Nummer 7 wird nach dem Wort »Betroffenen« 
ein Komma eingefügt und das Wort »und« gestri-
chen.

 c)  Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 einge-
fügt:

  »8. die Gewerkschaften und«.

 d) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 9.

2.  In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe »8« durch die 
Angabe »9« ersetzt.

Menschen maßgeblichen Organisationen im Sinne 
von § 140 f SGB V

an. Jedes ständige Mitglied besitzt ein Initiativ- und 
Stimmrecht. Expertinnen und Experten mit Gaststatus 
können beigezogen werden. 

(3) Den Vorsitz führt das für das Gesundheitswesen zu-
ständige Ministerium; dort wird auch die Geschäftsstelle 
eingerichtet. Der Landesausschuss für Gesundheitsför-
derung und Prävention gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 9

Weitere Gremien

Die Zuständigkeit des Landeskrankenhausausschusses  
(§ 9 LKHG), des Landespflegeausschusses (§ 2 LPflG), 
des Landesarbeitskreises Psychiatrie (§ 11 PsychKHG), 
des Landesausschusses für den Rettungsdienst (§ 4 des 
Rettungsdienstgesetzes – RDG) sowie der Bereichsaus-
schüsse für den Rettungsdienst (§ 5 RDG) bleibt unbe-
rührt.

§ 10

Überprüfung untergesetzlicher Gremien

Themenspezifische Beiräte, Arbeitsgruppen sowie wei-
tere untergesetzliche Gremien im Geschäftsbereich des 
für das Gesundheitswesen zuständigen Ministeriums 
sollen ein zeitlich längstens für die Dauer einer Wahlpe-
riode des Landtags begrenztes Mandat erhalten. Auf 
eine effiziente Gremienstruktur ist zu achten. Zu Beginn 
jeder Wahl periode sind die bestehenden Gremien auf 
ihre Notwendigkeit und ihren Auftrag hin zu überprüfen.

§ 11

Kosten, Entschädigungen

(1) Die Kosten für die Geschäftsstellen der Landes-
gesundheitskonferenz, des Sektorenübergreifenden Lan-
desausschusses und des Landesausschusses für Gesund-
heitsförderung und Prävention trägt das Land. Kosten, 
die durch die Beteiligung von Patientinnen und Patien-
ten entstehen, werden in entsprechender Anwendung des  
§ 140 f Absatz 5 SGB V entschädigt und vom Land ge-
tragen.

(2) Die Entschädigung nach Absatz 1 Satz 2 wird von 
der jeweiligen Geschäftsstelle festgesetzt.

§ 12

Verwaltungsvorschriften

Das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium 
erlässt die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderli-
chen Verwaltungsvorschriften.
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§ 9  Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krank-
heiten, Impfungen

§ 10 Hygienische Überwachung von Einrichtungen

§ 11  Aufgaben im Rahmen der Überwachung von Was-
ser für den menschlichen Gebrauch, Schwimm- 
und Badebeckenwasser, Verordnungsermächti- 
gung

§ 12 Befugnisse

§ 13  Schutz vor gesundheitsschädigenden Umweltein-
flüssen

§ 14  Amtsärztliche Bescheinigungen, Zeugnisse, Gut-
achten, medizinische Gutachtenstellen

§ 15  Heilpraktikerwesen

Abschnitt 3:  Einzelne Aufgaben des Landesgesundheits-
amts

§ 16 Aufgaben des Landesgesundheitsamts

Abschnitt 4:  Rechtsgrundlagen der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten

§ 17 Anwendungsbereich

§ 18  Erhebung, Speicherung, Veränderung und Nut-
zung

§ 19 Übermittlung

§ 20  Regelungen für den Kinder- und Jugendgesund-
heitsdienst

§ 21 Ärztliche Untersuchungen

§ 22 Geheimhaltungspflicht, befugtes Offenbaren

Abschnitt 5:  Gebühren, Verordnungsermächtigung und 
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§ 23 Gebühren und Auslagen

§ 24 Ausbildung- und Prüfungsordnungen
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Abschnitt 6: Übergangsregelung

§ 27  Übergangsregelung für amtsärztliche Untersu-
chungen und Begutachtungen

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Ziel und Aufgaben des  
öffentlichen Gesundheitsdiensts

(1) Ziel der Arbeit des öffentlichen Gesundheitsdiensts 
ist die Förderung und der Schutz der Gesundheit der Be-
völkerung unter Orientierung der Aufgabenwahrneh-
mung am Gesundheitsleitbild Baden-Württemberg nach 

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden.

stuttgart, den 17. Dezember 2015

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg:

Kretschmann

 Gall Untersteller

 Stoch Bonde

 Stickelberger Bauer

 Hermann Altpeter

  Öney

Gesetz über den öffentlichen 
Gesundheitsdienst und zur Änderung 

anderer Vorschriften

Vom 17. Dezember 2015 

Der Landtag hat am 16. Dezember 2015 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst  
(Gesundheitsdienstgesetz – ÖGDG)
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